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Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Entlastung der Bundesregierung wegen der Haushaltsrechnung 
und Vermögensrechnung des Bundes für das Haushaltsjahr 1982 
(Jahresrechnung 1982) 

— Drucksache 10/1143 — 

hier: Beschluß des Bundesrates vom 14. Juni 1985 


Der Bundesrat hat in seiner 552. Sitzung am 
14. Juni 1985 zu der Jahresrechnung 1982 gemäß 
Artikel 114 des Grundgesetzes und § 114 der Bun- 
deshaushaltsordnung wie folgt beschlossen: 

1. Der Bundesregierung wird wegen der Haus- 
haltsrechnung und Vermögensrechnung des 
Bundes für das Haushaltsjahr 1982 (Jahresrech- 
nung 1982) aufgrund der Bemerkungen des Bun- 
desrechnungshofes Entlastung erteilt. 

Darüber hinaus weist der Bundesrat auf folgen- 
des hin: 

2. Im Hinblick auf die Überschreitung der Kre- 
ditfinanzierungsgrenze gemäß Artikel 115 GG 
verweist der Bundesrat auf seine Stellung- 
nahme zur Jahresrechnung 1981 (BR-Druck- 
sache 503/83 — Beschluß vom 24. Februar 1984). 

3. Zu Nummer 26.1 der Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes — Hinweisschilder auf Sehens- 
würdigkeiten an Bundesautobahnen — 

Der Bundesrechnungshof betrachtet die Hin- 
weisschilder auf Sehenswürdigkeiten an Bun- 
desautobahnen nicht als amtliche Zeichen nach 
der Straßenverkehrsordnung und lehnt deshalb 
eine Kostenübernahme für diese Schilder durch 
den Bund ab. 

Demgegenüber vertritt der Bundesrat die Auf- 
fassung, daß der Bund als Baulastträger der 
Bundesautobahnen die Kosten für die Hinweis- 
schilder auf Sehenswürdigkeiten an Bundes- 
autobahnen zu tragen hat. 


4. Zu Nummer 31 der Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes — Ausgaben nach § 8 Abs. 2 des 
Unterhaltsvorschußgesetzes — 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zu 
prüfen, auf welche Weise der Unterhalt von Kin- 
dern alleinstehender Mütter und Väter effekti- 
ver gesichert werden kann. 

5. Zu Nummer 49 der Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes — Einwirkungsmöglichkeiten 
des Bundes beim Ausbau und Neubau von 
Hochschulen — 

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung 
nachdrücklich auf, den Ausbau und Neubau von 
Hochschulen im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe gemäß Artikel 91a Abs. 4 GG ausgabebe- 
gleitend mitzufinanzieren. 

Er widerspricht dem Vorschlag des Bundesrech- 
nungshofes, der Bund solle seinen hälftigen Fi- 
nanzierungsanteil bei nachträglichen Kostener- 
höhungen begrenzen. 

Artikel 91a Abs. 4 GG stellt nur auf die entstan- 
denen Ausgaben ab; eine Bemessung der Bun- 
desquote unter Zugrundelegung eines Baupreis- 
index hätte eine nicht zu rechtfertigende Lei- 
stungsbeschränkung des Bundes zur Folge, wäh- 
rend den Ländern das volle Kostenrisiko bliebe. 

Weder aus dem auf Artikel 91a Abs. 4 GG ge- 
stützten Hochschulbauförderungsgesetz noch 
aus der Kompetenzverteilung zwischen Bund 
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und Ländern läßt sich eine derartige einseitige 
Mitfinanzierungsbegrenzung ableiten, 

6. Zu Nummer 54 der Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes — Stand der steuerlichen Be- 
triebsprüfung, insbesondere bei den als Großbe- 
triebe eingestuften Kreditinstituten — 

Der Bundesrat begrüßt — auch wegen der Aus- 
wirkungen auf die öffentlichen Haushalte — alle 
Bemühungen um die Gleichmäßigkeit der Be- 


steuerung und die damit verbundene Gleichmä- 
ßigkeit der Wettbewerbsbedingungen. 

Er geht davon aus, daß eine Verbesserung der 
steuerlichen Betriebsprüfung durch organisato- 
rische Maßnahmen sicher gestellt werden kann. 

Der Bundesrat weist im übrigen darauf hin, daß 
die Organisation der Steuerverwaltung Sache 
der Länder ist und die Erhebung und Festset- 
zung der Steuern bereits durch die Landesrech- 
nungshöfe geprüft werden. 
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